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Bereich  Entwicklungen  

Strukturelle Entwicklunn-
gen in der BGE mbH und 
im Bereich Standortaus-
wahl 

• Die BGE mbH finalisiert die Umstrukturierung und 
die Zusammenführung der Organisationsbereiche 
aus den Altorganisationen BfS, DBE und Asse -
GmbH unterhalb der Bereichsleitungen durch die 
Benennung der zweiten Führungsebene.  
 

• Der Bereich Standortauswahl optimiert die Vor-
gehensweise bei der Rekrutierung von Eigenper-
sonal für den Bereich Standortauswahl mit Hilfe 
von Mehrbesetzungsverfahren. 
 

• Für den Bereich Standortauswahl wurde ein Ak-
tenplan angelegt, der sich an der Projektstruktur 
orientiert. Der nach dem Aufgabenprinzip struk-
turierte Plan umfasst alle Tätigkeiten bis zur Ar-
beitsebene. Die Übersichtlichkeit soll dazu bei-
tragen, dass die hohen Anforderungen an die ge-
setzlich festgelegte Transparenz im Verfahren 
gewährleistet werden können. Der Aktenplan 
wurde der Geschäftsstelle des NBG bereits über-
mittelt und kann auch als Orientierung für künf-
tige Akteneinsichtnahmen dienen.  
 

Stand Standortauswahll-
verfahren 

Anwendung der AAusschlusskriterien   
gemäß § 22 StandAG  
 

• Die kriterienbezogene Ausschlusstechnik konnte 
für den überwiegenden Anteil der gesetzlichen 
Kriterien weiterentwickelt werden.  
 

• Eine komplexe Aufgabe bleibt die Entwicklung ei-
ner Anwendungsmethodik für die Kriterien 
“Großräumige Vertikalbewegungen“ und „Vulka-
nische Aktivität“, welche eine Prognose für den 
Nachweiszeitraum von einer Million Jahren erfor-
dern. Für die Klärung dieser Aufgabe steht die 
BGE im fachlichen Dialog mit der Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR). Die 
BGR wurde mit Studien beauftragt, wie Progno-
sen über einen Zeitraum von einer Millionen Jah-
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re prinzipiell erfolgen könnten und welche Daten 
dafür notwendig sind. Die Ergebnisse werden 
noch im 2. Quartal 2019 erwartet. 
 

• Die probeweise Anwendung der kriterienbezoge-
nen Ausschlusstechnik hat im 1. Quartal 2019 be-
gonnen. Basierend auf den dabei gewonnenen Er-
kenntnissen wird die BGE die Ausschlusstechni-
ken stetig weiterentwickeln und verbessern.  
 

• Für die Anwendung des Kriteriums „Einflüsse aus 
gegenwärtiger oder früherer bergbaulicher Tä-
tigkeit" wurden nur verhältnismäßig wenige digi-
tale (Vektor-) Daten im Hinblick auf bergbauliche 
Aktivitäten durch die Landesbehörden geliefert. 
Aufgrund des derzeit gültigen Lagerstättenge-
setztes von 1934 sind die Risswerke von den Be-
hörden in analoger Form vorzulegen. Für die Be-
arbeitung des Kriteriums müssen die Tagesöff-
nungen, die Sohlenrisse mit der größten lateralen 
Erstreckung und mit der tiefsten und höchsten 
Teufe der Bergwerke erfasst, digitalisiert und ge-
oreferenziert werden. Bei der Erfassung und Digi-
talisierung dieser Daten wird die BGE von exter-
nen Dienstleistern unterstützt. Die hierfür getä-
tigte Ausschreibung zur Schließung einer Rah-
menvereinbarung für die Erfassung, Digitalisie-
rung, ggf. Vektorisierung und Georeferenzierung 
der analogen Daten bei den zuständigen Landes-
behörden war erfolgreich. Der Beginn der Arbei-
ten ist für den Juni 2019 geplant. Begonnen wird 
die Digitalisierung in Sachsen unter Begleitung 
eines Mitarbeiters der Standortsuche.  
 

 
Anwendung der Mindestanforderungen gemäß § 23 
StandAG 
 

• Nachdem sich im Zuge erster Sichtungen und 
Prüfungen der eingegangenen Daten zu den Min-
destanforderungen individuelle Nacherhebungs- 
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und Klärungsbedarfe ergeben haben, wurden Be-
suche bei allen zuständigen Landesbehörden ge-
startet. Der Austausch bei den vor Ort Terminen 
bei den Behörden ist durchgehend ergebnisför-
dernd. Die BGE wird, noch bis in die Sommermo-
nate 2019 hinein, Termine solcher Art durchfüh-
ren, um mit allen Ländern und der BGR vor Ort 
Fragen zu den bereits erfolgten Datenlieferungen 
zu klären, dort Einschätzungen über vorliegende 
3D-Modelle der Länder zu erfragen und die Über-
gabemodalitäten zu besprechen. 
Die bestehenden 3D-Modelle der Länder sind eine 
Grundlage für ein Verständnis des geologischen 
Untergrundes Deutschlands und werden deshalb 
als geeignete Basis für die Anwendung der Min-
destanforderungen, geowissenschaftlichen Ab-
wägungskriterien und ggf. Ausschlusskriterien 
durch die Vorhabenträgerin BGE angesehen.  
 

• Die BGE bleibt bei dem Ansatz, die Daten für die 
Anwendung der Mindestanforderungen auf das 
gesamte Bundesgebiet zu beziehen. Dies in 
Kenntnis der gesetzlichen Vorgabe, dass die Min-
destanforderungen auf Basis der zuvor nicht aus-
geschlossenen Gebiete anzuwenden sind. Ein 
Grund für dieses methodische Vorgehen der BGE 
liegt in der Verfahrenseffizienz, also in der Paral-
lelisierung der Datenbeschaffung und –
aufbereitung für die Anwendung der Ausschluss-
kriterien und der Mindestanforderungen. Ferner 
wird die Datenbasis zur Anwendung der Aus-
schlusskriterien aufgrund der sukzessiven Erfas-
sung analoger Daten noch anwachsen. Somit sind 
die nicht ausgeschlossenen Gebiete erst relativ 
spät ermittelbar. Es wird daher erst zum Zeit-
punkt der Vorlage des Zwischenberichts Teilge-
biete klar sein, welche Gebiete tatsächlich ausge-
schlossen werden können.  
Ein wichtiger Verfahrensgrundsatz begründet die 
Parallelisierung der Anwendung darüber hinaus: 
Das Standortauswahlverfahren ist als lernendes 
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Verfahren angelegt. Die Option eines Verfahrens-
rücksprungs muss offengehalten werden. Durch 
die Erfassung und Anwendung der Mindestanfor-
derungen auf das gesamte Bundesgebiet wird 
ermöglicht, dass stets in ein vorheriges Verfah-
rensstadium zurückgesprungen werden kann. So 
könnte im Falle einer Aktualisierung oder Revi-
dierung von Datenlieferungen durch die Bundes- 
und Landesbehörden die Arbeit aus einem frühe-
ren Stadium heraus aktualisiert werden, weil alle 
übermittelten Daten verarbeitet wurden und die-
se damit auch weiterhin vorhanden wären für ei-
ne neue Anwendung der Kriterien. 
 

 
Geowissenschaftliche Abwägungskriterien 
 

• Die Grundlagenermittlung zur Anwendung der 
geowissenschaftlichen Abwägungskriterien hat 
begonnen. Für das aktuell laufende Forschungs-
vorhaben zur „Grundlagenentwicklung für reprä-
sentative vorläufige Sicherheitsuntersuchungen 
und zur sicherheitsgerichteten Abwägung von 
Teilgebieten mit besonders günstigen geologi-
schen Voraussetzungen für die sichere Endlage-
rung Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle" 
(RESUS) befindet sich die BGE in einem engen 
fachlichen Austausch mit den Auftragnehmern 
GRS, BGR und BGE Technology GmbH. 
Im Rahmen der Zusammenarbeitsvereinbarung 
mit der BGR werden Definitionen und Erläuterun-
gen zum Verständnis der Abwägungskriterien 
gemäß § 24 und der Anlagen 1 bis 11 zu § 24 erar-
beitet und erste methodische Ansätze für die 
Anwendung entwickelt. 
 

• Die Vorgehensweise bis hin zur Ausführungsreife 
wird durch die BGE festgelegt werden. Im An-
schluss wird, auf der Basis der zuvor durch An-
wendung der Ausschlusskriterien und Mindestan-
forderungen ermittelten Gebiete, anhand der ge-
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owissenschaftlichen Abwägungskriterien bewer-
tet werden, ob in einem Gebiet günstige geologi-
sche Voraussetzungen für die sichere Endlage-
rung radioaktiver Abfälle erwartet werden. 

 
 
Planungswissenschaftliche Abwägungskriterien 
 
Die Grundlagenermittlung für die Anwendung der in der 
Anlage 12 zu § 25 StandAG aufgeführten Kriterien konn-
te fortgeführt werden.  
 

Akteneinsichtnahmen  Am Dienstag, 30. April 2019, ist Prof. Dr. Wernt Brewitz 
erstmals zur Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) 
nach Peine gekommen, um seinen Auftrag zu erfüllen, 
und Einsicht in die von der BGE gesammelten Geodaten 
zu nehmen, die im Rahmen des Standortauswahlverfah-
rens für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle bei den 
Landes- und Bundesbehörden abgefragt worden sind. Er 
kam mit den NBG-Mitgliedern Klaus Brunsmeier und Dr. 
habil. Monika C.M. Müller in die BGE-Zentrale. Es war der 
erste Akteneinsichtstermin seitdem NBG und BGE eine 
Verfahrensvereinbarung darüber geschlossen haben. 
 

Verfahrensplanung   Dem BfE wurde in Kalenderwoche 16 ein Quartalsbericht 
Standortauswahl übermittelt. Darin wird der Stand der 
Arbeiten der BGE als Vorhabenträgerin gemäß StandAG 
in Bezug auf bestehende oder angepasste Planungen 
beschrieben, ss. Anlage 1. 
 

Aufsichtliches Statusgee-
spräch Bereich Standort-
auswahlverfahren  

Ein erstes aufsichtliches Statusgespräch nach dem Ab-
schluss der Vereinbarung zur Zusammenarbeit fand am 
21.01.2019 statt. Das beigefügte Protokoll,  s. Anlage 2, 
wurde auch auf der Informationsplattform gemäß  § 6 
StandAG veröffentlicht. Zum nächsten aufsichtlichen 
Statusgespräch ist die BGE am 06.05.2019 geladen.  
 

Forschung  Der Bereich Standortauswahl hat begonnen seinen For-
schungsbedarf zu ermitteln und im Rahmen eines Work-
shops mit Experten aus Wissenschaft und Forschung zur 
Diskussion gestellt. Die Ergebnisse des Fachworkshops 
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zum Forschungsbedarf in Braunschweig am 19./20. März 
2019 werden zusammengetragen und zeitnah veröffent-
licht.  
 

Gesetzgebung uund unter-
gesetzliche Regelungs-
werke 

GeolDG 
Auf der NBG-Veranstaltung zu den Geologiedaten im 
Standortauswahlverfahren am 2. Februar 2019 wurde 
ein Arbeitsstand GeolDG- Entwurf vorgestellt. Die BGE 
hat darauf hingewiesen, dass noch keine abdeckende 
Regelung für das Standortauswahlverfahren in die Ent-
würfe eingegangen ist. Im Standortauswahlgesetz ist, im 
Vergleich zu anderen Verfahren, ein hoher Grad an 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens 
festgeschrieben. Aus Sicht der BGE ist eine gesetzliche 
Regelung der Veröffentlichung noch in diesem Jahr 
zwingend erforderlich, um mit der Veröffentlichung des 
Zwischenberichts Teilgebiete im dritten Quartal 2020 
den Zusammenhang zwischen den erarbeiteten Ergeb-
nisse und den zugrundeliegenden Geodaten herzustellen 
zu können. Für viele der zur Verfügung gestellten Geo-
daten bestehen Urheber-, Eigentums- und exklusive 
Nutzungsrechte. In einigen Fällen ist der Besitzer unbe-
kannt oder nicht mehr ermittelbar.  
 
Verordnung Sicherheitsanforderungen an die Endlage-
rung  
Die auf der Statuskonferenz im November 2018 für April 
2019 angekündigte Beteiligung der Öffentlichkeit an 
einem Verordnungsentwurf zu den auf der Basis der Si-
cherheitsanforderungen an die Endlagerung wärmeent-
wickelnder radioaktiver Abfälle aus dem Jahr 2010 zu 
entwickelnden Verordnung hat noch nicht stattgefun-
den.  
 

Veranstaltungen  zur 
Standortauswahl im ers-
ten Tertial 2019 

• 8.01.2019 Leipzig: Teilnahme am regionalen 
Workshop des BfE für kommunale Gebietskörper-
schaften   

• 10.01.2019 Hamburg: Teilnahme am BfE-
Workshop 

• 14.01.2019 Frankfurt/Main: Teilnahme am BfE-
Workshop 
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• 16.01.2019 Ulm: Teilnahme am BfE-Workshop  
• 19./20.3. Fachworkshop Forschungsbedarf Braun-

schweig 
• 10.4. öffentliche Veranstaltung zum Forschungs-

bedarf in Berlin  
• 24.4. Endlager gesucht, Kiel 

 
Ausblick: Kommende  Verr-
anstaltungen zu Beginn 
des zweiten Tertials 2019 

• 10.5. Jugendworkshop zur Vorbereitung eines Be-
teiligungsformats für die junge Generation mit 
BfE und NBG in Berlin 

• 27.5. Endlager gesucht, Schwerin  
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